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KURZ KOMMENTIERT

Bundesfinanzen

Konsolidierung auf dem Prüfstand

Der Entwurf zum Bundeshaushalt 1987 und zum Fi­
nanzplan 1986-1990 wurde am 1. Juli vom Kabinett ver­
abschiedet. Für das kommende Jahr ist eine Steigerung 
der Ausgaben um 2,9% auf 271 Mrd. DM vorgesehen. 
Die Nettokreditaufnahme soll um 600 Mill. DM auf 24,3 
Mrd. DM, 1988 sogar um 1,7 Mrd. DM auf 26 Mrd. DM zu­
nehmen. Die Zunahme der Neuverschuldung ist aus 
dem Rückgang der Einnahmen aus dem Bundesbank­
gewinn zu erklären, die bislang den Konsolidierungser­
folg überzeichnet haben, sowie aus der 2. Stufe der 
Steuerentlastung 1988.

Ist der Anstieg der Neuverschuldung ein erstes Zei­
chen für ein Aufweichen der bisher erfolgreichen Konso­
lidierungspolitik? Haushaltskonsolidierung kann nicht 
allein an der Entwicklung der Nettokreditaufnahme ge­
messen werden. Die Grundbedingung der Konsolidie­
rungspolitik besteht darin, den Zuwachs der Ausgaben 
deutlich unter dem des nominalen Sozialprodukts zu 
halten. Der Haushalts- und Finanzplanentwurf zeigt die 
Absicht, an dieser finanzpolitischen Linie weiterhin fest­
zuhalten.

Die jährliche Zuwachsrate der Ausgaben soll auch bis 
1990 unter 3% bleiben, um dadurch die Nettokreditauf­
nahme auf 22 Mrd. DM zu senken und finanziellen Spiel­
raum für weitere Steuersenkungen zu gewinnen. Die 
Strategie des Bundesfinanzministers, wachstumspoli­
tisch notwendige Steuersenkungen erst anzusparen, 
verstärkt allerdings gleichzeitig den Druck der Ressort­
kollegen und des Parlaments, diesen Spielraum für 
neue Ausgaben und Wohltaten zu verwenden. Geldver­
teilen ist in letzter Zeit wieder populär geworden. Würde 
man geplante Steuerreformen sozusagen im Vorgriff auf 
weitere Konsolidierung vorziehen-z. B. die 2. Stufe der 
Steuersenkung auf 1987 und die weiteren Steuerentla­
stungen deutlich vor 1990 - ,  wäre neuen Ausgabenfor­
derungen der Boden entzogen. ws

Erziehungsrente

Teures Wahlgeschenk

Nach einem Koalitionskompromiß von Anfang Juli sol­
len in Zukunft auch die vor 1921 geborenen Mütter ein 
monatliches Erziehungsgeld von rund 26 DM pro Kind 
erhalten. Diese Zahlung wird den Jahrgängen 1906 und 
früher ab dem 1.10.1987 zugute kommen; bis zum Ok­
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tober 1990 sollen alle Geburtsjahrgänge vor 1921 stu­
fenweise einbezogen werden. Diese Lösung ergänzt 
die 1985 beschlossene und seit Anfang 1986 wirksame 
Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der Renten­
versicherung („Babyjahr“), die die Jahrgänge vor 1921 
ausdrücklich ausschloß.

Damit ist die Ungleichbehandlung der verschiedenen 
Jahrgänge zwar nicht beseitigt worden, doch hat die Po­
litik unter dem Eindruck von Wahlen ihr Argument von 
1985, Leistungen für die Jahrgänge vor 1921 seien nicht 
zu finanzieren, selbst ad absurdum geführt. Die jetzt be­
schlossenen Leistungen werden den Bundeshaushalt 
bis zum Jahre 1991 mit rund 9,4 Mrd. DM belasten, und 
sie werden bis Mitte der 90er Jahre teurer sein als das 
„Babyjahr“ für die nach 1920 Geborenen: 1991 bei­
spielsweise wird das „Babyjahr“ die Rentenversiche­
rung voraussichtlich 2,5 Mrd. DM kosten, während die 
Zahlungen für die Jahrgänge vor 1921 3,3 Mrd. DM be­
tragen werden. Unklar bleibt gegenwärtig, ob auch die 
zahlreichen Sozialhilfeempfängerinnen im Rentenalter 
vom Erziehungsgeld profitieren oder ob hier die Anrech­
nungsvorschriften des Sozialhilferechts greifen werden.

Man mag sich fragen, ob die für das Babyjahr und 
nunmehr den Kinderzuschlag bewilligten Mittel nicht 
sinnvoller hätten verwendet werden können. Wenn die 
Politik der Versuchung, die Beitragseinnahmen der So­
zialversicherung direkt oder indirekt zweckzuentfrem­
den, schon nicht widerstehen kann, so hätte eine ge­
zielte Verbesserung der Lage einkommensschwacher 
Rentnerhaushalte oder aber junger Familien nähergele­
gen als ein unsystematisches Kindergeld für Rentnerin- 
nen. Die eigentliche politische Aufgabe, die Schaffung 
einer eigenständigen sozialen Sicherung der Frau im 
Rahmen einer Rentenstrukturreform, wird jedenfalls mit 
solchen Wahlgeschenken einer Lösung nicht näher ge­
bracht. er

Privatisierung

Haushalts- oder Ordnungspolitik?

Für den Januar 1987 hat der Bundesfinanzminister Ger­
hard Stoltenberg die Totalverkäufe der Bundesanteile 
von VEBA und VW angekündigt. Dieser überraschende 
Coup soll das bisher kaum realisierte Wahlversprechen 
von 1983, wonach die Privatisierung von Bundesbeteili­
gungen forciert werden soll, doch noch wahrmachen.

Aufgrund der politischen Widerstände, die sowohl in 
den eigenen Reihen der Union als auch auf seiten der 
Gewerkschaften sowie innerhalb der betroffenen öffent-
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liehen Unternehmen massiv spürbar waren, l<onnte die 
Regierung ihre ordnungspolitisehen Vorstellungen je­
doch nicht in der zunächst geplanten Form durchführen. 
Zwar werden nun durch die Totalverkäufe ordnungspoli­
tische Ziele erfüllt, der Staat mischt sich nicht mehr di­
rekt ins Auto-, Chemie-, Strom- und Ölgeschäft, was 
durchaus positiv ist. Die Staatsausgabenseite läßt je­
doch an der Ernsthaftigkeit dieser Politik zweifeln: Stei­
gen doch, trotz gegenteiliger Vorgaben, die Subventio­
nen kräftig weiter.

Der Zeitpunkt der Aktion legt zudem den Verdacht 
nahe, daß haushaltspolitische, kurzfristige Kriterien die 
entscheidendere Rolle spielen. Die Verringerung des 
Bundesbankgewinns und die spärlich fließenden 
Steuereinnahmen führen zu Engpässen auf der Einnah­
menseite. Da die Neuverschuldung -  nicht zuletzt auch 
aus wahlpolitischen Gründen -  möglichst gering gehal­
ten werden sollte, könnte der einmalige Privatisierungs­
erlös in Höhe von 4,5 Mrd. DM gute Dienste leisten. Ob 
die Grundideen der sozialen Marktwirtschaft das allei­
nige offizielle Motiv dieser Privatisierungsaktion sind, 
bleibt daher wohl mehr als fraglich. cw

Überstundenabbau

Schritt in die falsche Richtung

Nordrhein-Westfalen hat kürzlich im Bundesrat einen 
Gesetzentwurf zum Abbau von Überstunden einge­
bracht. Danach sollen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
daran gehindert werden, bezahlte Überstunden zu ver­
einbaren; soweit Überstunden notwendig sind, sollen 
sie in Freizeit ausgeglichen werden. Zu diesem Zweck 
sollen bezahlte Überstunden für die Unternehmen pro- 
hibitiv verteuert werden. Die Löhne sollen bei der Ermitt­
lung des steuerpflichtigen Gewinns nicht als Kosten ab­
gezogen werden dürfen.

Ziel der Maßnahmen ist die Schaffung zusätzlicher 
Dauerarbeitsplätze. Ihre Zahl wird auf bis zu 200000 
geschätzt; das wären ein Viertel der sich aus jährlich 1,5 
Mrd. Überstunden rein rechnerisch ergebenden 
800000 Stellen. Überstunden bilden aber nur begrenzt 
ein Potential für zusätzliche Arbeitsplätze. Die genannte 
Größenordnung erscheint jedenfalls als optimistisch, 
nachdem in den letzten 15 Jahren die Überstundenzahl 
schon beträchtlich reduziert worden ist. Im Auf­
schwungsjahr 1985 wurden weniger als halb so viel 
Überstunden geleistet wie in den Zeiten der Hochbe­
schäftigung im Jahre 1970.

Vor allem aber erscheint die angestrebte gesetzliche 
Verteuerung und Reglementierung nicht als geeigneter

326

Weg zur Schaffung neuer Arbeitsplätze. Die damit ver­
bundene Erhöhung der Arbeitskosten, die geringere Be­
weglichkeit der Unternehmen in der Anpassung an zu­
sätzlichen Arbeitsanfall und die Bürokratisierung gefähr­
den bestehende Arbeitsplätze. Zur Verbesserung der 
Beschäftigungslage sind eine Verminderung der gesetz­
lichen Arbeitskosten und ein Abbau von Reglementie­
rungen nötig. Hier muß der Gesetzgeber tätig werden. 
Die Verantwortung für Überstundenregelungen sollten 
weiterhin die Tarifpartner tragen. sp

EUREKA

Widerlegte Skeptiker?

Anfang des Monats haben die nunmehr neunzehn an 
der europäischen Forschungskooperation EUREKA be­
teiligten Länder und die EG-Kommission mit der dritten 
Ministerkonferenz in London ihre einjährige Gründungs­
phase abgeschlossen. Auf der Konferenz wurden zu­
sätzlich zu den bereits früher beschlossenen 19 Projek­
ten weitere 62 Forschungsvorhaben mit geschätzten 
Kosten in Höhe von 4 Mrd. DM bewilligt. Die Bundesre­
publik ist an vier älteren und fünfzehn neuen Vorhaben 
beteiligt. Der deutsche Anteil an den neuen Projekten 
wird mit 625 Mill. DM beziffert, wovon der Bund 485 Mill. 
DM bis 1995 bereitstellen will. Für die vier älteren EU- 
REKA-Projekte, an denen deutsche Vertragspartner be­
teiligt sind, hat der Bund bereits 286 Mill. DM zur Verfü­
gung gestellt. Die Bundesmittel sollen durch Umschich­
tungen im Etat und nicht zusätzlich aufgebracht werden. 
Zudem betont Bundesforschungsminister Riesenhuber, 
daß keineswegs alle EUREKA-Projekte subventioniert 
würden und daß die Forschungsvorhaben komplemen­
tär zur übrigen Forschung in der EG angelegt seien.

Von den neunzehn EUREKA-Projekten, an denen 
deutsche Partner beteiligt sind, betreffen sechzehn in­
dustrielle Kooperationen, zwei den Umweltschutz und 
eins die Verkehrsinfrastruktur. Bereits zu diesem frühen 
Zeitpunkt halten einige Politiker die Zweifel derjenigen 
Skeptiker für widerlegt, die insbesondere die Subventio­
nierung marktnaher Forschung und Entwicklung ange­
sichts bisheriger Erfahrungen, z. B. mit dem Airbus, für 
einen Irrweg halten. Die Ziele der Forschungskoopera­
tionen lassen sich auch ohne Subventionen erreichen, 
wenn man vorrangig Handelshemmnisse beseitigt und 
den bürokratischen Wildwuchs zurückschneidet. Die für 
EUREKA veranschlagten Mittel sind bisher zwar noch 
vergleichsweise bescheiden, aber die den Subventio­
nen eigene Dynamik läßt in Zukunft eine erhebliche 
Überschreitung des gegenwärtigen Finanzrahmens be­
fürchten. hn
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